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Abb. 1: Tonpfeifen-Funde (2008) aus dem 18. bis 20. Jahrhundert im westlichen Vorbau der Synagoge Petershagen. Einige Stücke stammen auch aus Erdschichten aus der Zeit vor der Errichtung des Schulgebäudes.







Zum Geleit


„Die Schule ist es insbesonders,


die das Band unserer Gemeinde fester und enger knüpft.


Wir bilden mehr einen Schul- denn einen Synagogen-Verband.“


Synagogengemeinde Petershagen am 7. März 1866
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Abb. 2: Der westliche Anbau der Synagoge Petershagen beherbergt im nordöstlichen Zwickel eine Mikwe, das rituelle Tauchbad der jüdischen Gemeinde Petershagen. Die archäologische Dokumentation erfolgte am 7. und 8. April 2008 im Maßstab 1:20. Vgl. hierzu die Abbildungen auf den Seiten 294-295.







Vorwort


Die vorliegende Sammlung schließt meine Studien zur Geschichte des jüdischen Schulwesens in Petershagen vorläufig ab. Sie widmet sich regionalen Quellen aus Vormärz, Restauration und Kaiserreich und beabsichtigt, eine Brücke zwischen den Darstellungen jüdischer Ortsgeschichte der Frühen Neuzeit und des 20. Jahrhunderts zu schlagen. Dabei eröffnet die Anlage als Quellensammlung eine neue Perspektive, da sie authentische und aussagekräftige Quellen in chronologischer Folge zum Sprechen bringt.


Den Anlass für dieses Vorhaben lieferte die Beobachtung, dass eine Reihe heimatkundlicher Fragen auch ein gutes Jahrzehnt nach dem Ende der Synagogensanierung offengeblieben oder unzulänglich beantwortet worden waren. Sie rekurrierten insgesamt auf eine Verhältnisbestimmung der beiden Gebäudeteile Schule und Synagoge, die trotz ihrer funktionellen Unterschiede eine bauliche Einheit als Synagoge und nicht als Ensemble bilden. Unbeantwortet blieb manche Datierungsfrage, die Frage nach dem Schulbesuch der jüdischen Kinder, die Frage nach den pädagogischen Rahmenbedingungen eines regionalen jüdischen Religionsunterrichtes, die Problematik der Qualifikation der Lehrenden nebst ihren kultischen Aufgaben und schließlich auch die Frage nach dem Ende des jüdischen Schulwesens in unserer Stadt.


Der Gedanke, dass eine Zentralprovinz der jüdischen Regionalgeschichte noch unbesetzt sei, beschäftigte mich über einen langen Zeitraum, stärker noch als alle Stimmen, die seit der Gründung der beiden Synagogenvereine 1999 die notwendige Gedenkstättenarbeit vorantrieben, ohne aber eine methodisch-planvolle Sichtung und Transkription der Archivalien unterschiedlicher Provenienz zu beginnen. Sie sind für die Dokumentation des jüdischen Lebens in Petershagen unerlässlich. Allmählich gewann die Überzeugung Oberhand, dass – vielleicht stärker noch als der Gebäudeteil der Synagoge – die Schule das eigentliche Band der Gemeinde bildete und für deren Zusammenhalt sorgte. Eine in dieser Art vorgenommene Gewichtung ließ mich binnen eines Jahrzehnts die relevanten regionalen Aktenbestände erneut durcharbeiten und transkribieren – systematisch und kleinschrittig. Auf diese Weise traten unerwartete Dokumente hervor – Verfügungen, Protokolle, Kontrakte, Lebensläufe und Statistiken –, die für eine notwendige Differenzierung und Bewertung des oft klischeehaften Bildes vom jüdischen Schulwesen aus einer regionalen Perspektive heraus sorgten. Es bewahrheitete sich für mich der Gedanke, dass einem generalisierenden Blick „von außen“ auf eine regionale Geschichtsthematik nur dann Erfolg beschieden sein kann, wenn ihm der Blick „von innen“, die planvolle und induktive Erschließung aller Quellen, der oft mühsame Weg der Geschichtsdisziplinen, auf den sich auch die Heimatpflege beruft, vorangeht.


Die Publikationsform der Quellensammlung ermöglicht dem Leser eine eigene Beurteilung. Alle Transkripte sind chronologisch geordnet und folgen dem Schema: Nummer, Titel, Datum, Quellenangabe, Kommentar und Text der Quelle. Kommentierung und Quelle sind durch unterschiedliche Zeichensätze voneinander abgesetzt. Die Kommentare sehen von Fußnoten ab, sofern der geschilderte Kontext aus den nachgestellten Quellen hervorgeht. Gelegentlich erlaube ich mir, einem Transkript kleinere Quellen aus den Verwaltungsakten beizufügen, ohne diese gesondert auszulegen; manche Kommentare wuchsen aufgrund von Exkursen über das geplante Maß an. Recht üppig gestaltete sich auch der Anhang: Ihm sind nach langem Zögern nun alle Jahresstatistiken in Bezug auf das jüdische Schulwesen in Petershagen beigefügt. Auch konnte ich der Versuchung nicht widerstehen, manch interessante Quelle mit zusätzlichen Informationen aufzunehmen. Eine Einleitung, die meinem heimatkundlichen Vortrag zum 170-jährigen Bestehen der ehemaligen jüdischen Schule Petershagen folgt, führt in die Sammlung ein. Gelegentliche Redundanzen sind dem Umstand geschuldet, dass die Untersuchungsteile über den Zeitraum eines Jahrzehnts verfasst worden sind. Die chronologische Quellensammlung gliedert sich in fünf Abschnitte. Sie bilden den Arbeitsfortschritt ab und spiegeln zugleich diejenigen Themenkreise wider, die einerseits den Akten zu entnehmen waren, andererseits aber auch den Schwerpunkten des Autors folgten:




	Zum Schulbegriff


	Zur preußischen Reform des jüdischen Schulwesens


	Der Fall des Isaac Unna Cohen


	Die Epoche der jüdischen Elementarschule Petershagen


	
Aus der Zeit des deutschen Kaiserreichs


	Aus der Zeit des Nationalsozialismus


	Aus der Neuzeit





Gemäß der regionalen und ortsheimatpflegerischen Zielsetzung sind weder eine textkritische Edition noch eine umfassende Darstellung des jüdischen Schulwesens in seiner Gesamtheit beabsichtigt. Hier sei auf die einschlägige Fachliteratur verwiesen. Vielmehr galt es, relevante kommunale Quellen, die für eine umfassende Gedenkstättenarbeit unerlässlich sind, nutzbar und vor allem sichtbar zu machen. Die folgenden Spiegelpunkte konkretisieren meine erkenntnisleitenden Interessen:




	Strukturierte Erschließung, Publikation und Pflege relevanter regionaler Quellen zur jüdischen Ortsgeschichte


	Publikation von Transkripten mit lebensweltlichen Bezügen


	Bereitstellung von Quellen zur pädagogischen Arbeit der Gedenk- und Informationsstätte Alte Synagoge Petershagen


	Differenzierung und Korrektur eindimensionaler Kontexte in der Dauerausstellung der Gedenkstätte Alte Synagoge Petershagen


	Lektüre für interessierte Leserinnen und Leser





Frau Dr. Alexandra Pesch (Zentrum für Baltische und Skandinavische Archäologie, Schloss Gottorf) verdanke ich den lesenswerten Beitrag zur archäologischen Ausgrabung (2008) in der ehemaligen jüdischen Schule. Die Vertreter des Vereins der Ortsheimatpflege, Sabine Lewin und Dietrich Kloth, steuerten viele quellenkundliche Details zur Präzisierung der Transkripte bei. Christian Fabritz widmete sich der Übersetzung der hebräischen Passagen. Dr. Christoph Andreas Marx trug nicht nur die Hauptlast des Korrekturlesens, sondern begleitete das Vorhaben durch zahlreiche fachliche und methodische Hinweise. Meine Ehefrau Verena sichtete begleitend alle Texte und löste manches Lektüreproblem in unleserlichen Handschriften. Die gemeinsame Arbeit mit ihr in den Berliner Archiven, auch zur Urlaubszeit, brachte manchen Erkenntnisgewinn mit sich. Ihnen allen gilt mein besonderer Dank!


Uwe Jacobsen, Ortsheimatpfleger


Petershagen, im Frühjahr 2022




Einleitung


Die jüdische Gemeinde Petershagen gründete im September 1844 eine private Religionsschule, die als „Israelitische Elementar-Gemeindeschule“ bezeichnet wurde.1 Nach dem Vorbild preußischer Volksschulen erhielt das westliche Vorgebäude der Synagoge ein Klassenzimmer und eine Lehrerstube.2 Diese Vorhalle entsprach in ihrer ursprünglichen Anlage wohl eher dem Bautypus einer Frauensynagoge mit eingegliederter Mikwe, und nicht dem eines Schulgebäudes im Sinne unseres heutigen Verständnisses. Betsaal und Vorhalle trugen als Gebäudeteile mit sakralen und auch profanen Funktionen in ihrer Gesamtheit den Namen „Schul“, als Synonym für die Bezeichnung „Synagoge“, dem Ort des religiösen Lernens.3 Diese Umnutzung markierte für das Judentum in Petershagen den Übergang zu einer stärkeren Professionalisierung ihres Schulwesens. Die Vorgaben der preußischen Bildungsreform setzten die Einführung der Schulpflicht und die Anstellung seminaristisch ausgebildeter Lehrer voraus.4 Erst diese Reformen lassen die Schicksale der seit dem 18. Jahrhundert für unsere Region belegten jüdischen Religionslehrer in der Aktenüberlieferung zum Vorschein treten.


Die Mindener Regierung unterzog nach der Gründung der Provinz Westfalen auch das jüdische Schulwesen ihres Bezirkes einer Revision.5 Zuvor hatte sie in umfangreichen Enqueten, den frühesten Untersuchungen des jüdischen Schulwesens in Preußen überhaupt, den gesetzlichen Rahmen hierfür geschaffen. Der Verwaltungsbezirk Minden umfasste im Januar 1845 119 Ortschaften, in denen jüdische Familien ansässig waren. Diese besaßen insgesamt 1005 schulpflichtige Kinder. Sie nahmen nach Einführung der Schulpflicht am christlich geprägten Elementarunterricht der bürgerlichen Schulen teil.6 Nur in Orten, in denen eine Synagoge bestand, bildeten sich auch jüdische Schulen heraus. Dies geschah bis 1845 an insgesamt 30 Orten des Regierungsbezirks Minden. Die jüdischen Schulen wurden in der Regel als Privatschulen, die von den Gemeinden getragen wurden, geführt. In sechs Fällen – Bielefeld, Borgholzhausen, Bünde, Herford, Minden und Paderborn – besaßen sie den Status einer öffentlichen Elementarschule.7 In Minden unterhielt die Gemeinde ein eigenes Schulgebäude in der damaligen Brückenstraße. Aron und Meier Boas, Onkel und Vater von Franz Boas, besuchten diese Einrichtung in den Jahren 1833-1835.8 Auch in Petershagen befand sich außer der Synagoge noch eine weitere Immobilie im Gemeindebesitz. Das sogenannte jüdische „Gemeinde Haus“ beherbergte in der Fährstraße unter der alten Hausnummer 99 sowohl Mietparteien als auch Lehrer und deren Familien.9


Die bürgerlichen Gemeinden trugen zur Unterhaltung konfessioneller Elementarschulen nicht bei.10 Da die Verfassung der Schulen in gleicher Weise für das christliche und jüdische Schulwesen galt, erfolgte die Schulaufsicht bis zur Einführung des Schulaufsichtsgesetzes vom 11. März 1872 neben der behördlichen Verwaltung, die in den Bezirksregierungen der Provinz den „Kirchen- und Schul-Kommissionen“ unterstellt war, durch die sogenannte geistliche Schulaufsicht, in der Regel durch den Superintendenten. Die rechtlichen Prämissen basierten letztlich auf dem Allgemeinen Landrecht.11 Der Religionsunterricht wurde jüdischen Kindern seit der Einführung des Gesetzestextes vom 30. März 1825 allein durch staatlich approbierte Elementarlehrer erteilt. Diese erhielten in der Zeit vor der Bildung der Synagogenbezirke meist eine zeitlich befristete Anstellung mit Verträgen von bis zu fünfjähriger Laufzeit, später auch gelegentlich eine Anstellung auf Lebenszeit. In Orten ohne Lehrer trugen die Eltern die Verantwortlichkeit für den Religionsunterricht ihrer Kinder, dann aber als Ergänzung zum Besuch der bürgerlichen Regelschule. Die Aufnahme in die jüdische Gemeinde fand laut Enquete vom 17.02.1845 durch eine den christlichen Kirchen nachempfundene Konfirmation am Ende des 13. oder 14. Lebensjahres statt.12 Jedoch ist diesbezüglich eine regionale und zeitliche Differenzierung nötig. So bescheinigt ein Bericht des Amtmannes Puchmüller der Gemeinde noch 1842, dass weder eine deutsche Predigt, noch eine Aufnahme der Kinder ähnlich der Konfirmation stattfinden.13 Letztere ist erst 1866 ein Teil der Synagogenordnung und steht ganz im Zeichen der Entlassung der schulpflichtigen Kinder. Weitere Gebräuche nach christlichem Vorbild fanden keine Aufnahme in die religiöse Praxis der Ortsgemeinde.


Der Fall des Schächters und Lehrers Isaac Unna Cohen darf als paradigmatisch für die Übergangszeit vom Chedersystem, der traditionellen jüdischen Schulbildung, hin zum preußischen Bildungswesen betrachtet werden. Cohen sah sich – wie viele seiner Berufskollegen – einer staatlichen Offensive ausgesetzt, die stärker als jemals zuvor in die Organisation der religiösen Erziehung eingriff. Die Ablösung der Bildungssysteme führte in Einzelfällen zur Gefährdung von Existenzen, besonders, wenn die Betroffenen die gravierenden Strukturveränderungen im Berufsfeld nicht oder nur zu spät wahrnahmen. Die geforderte Professionalisierung zwang die Melamdim (Melamed, pl. Melamdim, hebr. Bezeichnung für den Typus des Kinderlehrers) zum Dialog mit den Behörden und der christlich geprägten Schulaufsicht. Die Anwendung der gesetzlichen Vorgaben brachte 1825 eine mehrjährige Auseinandersetzung um die Lehrtätigkeit des Isaac Unna Cohen in Petershagen mit sich, die die gesamte Behördenhierarchie involvierte. Der Konflikt führte schließlich zum Eingreifen des Königs. Friedrich Wilhelm III. bestätigt in einer Kabinettsordre den wei teren Verbleib Cohens in Petershagen, nachdem die Gemeinde ein Bittschreiben im Namen aller Mitglieder verfasst hatte. Die Aktenbestände ermöglichen es, diese Auseinandersetzung im Detail nachzuzeichnen.14


Im Zeichen wachsender Professionalisierung schlossen sich im Vormärz die jüdischen Schullehrer des Regierungsbezirkes zu einer Interessengruppe zusammen. Der „Lehrerverein für das Fürstentum Minden und Umgebung“ ging als ein frühes Beispiel den bekannten Gründungen von Lehrervereinen, der Gründung des „Allgemeinen Deutschen Lehrervereins“ im September 1848 (Eisenach) und der Gründung des „Israelitischen Lehrervereins der Rheinprovinz und Westfalens“ 1856 (Hamm), um ein Jahr voran. Bereits zwei Jahre zuvor war es in Bünde am 19. November 1845 auf Initiative des Lübbecker Reformpädagogen Benjamin Wolff zur Bildung eines Lesezirkels, der „Israelitischen Lehrer-Lesegesellschaft“, gekommen. Hieraus entwickelten sich im Juli 1846 aufgrund wachsender Mitgliederzahlen sowie entsprechender Vereinsstatuten sowohl der genannte Verein als auch die israelitische „Konferenz der Lehrer des Fürstenthums Minden und Umgebung“. Benjamin Wolff leistet auf diese Weise Hilfe zur Selbsthilfe. Er vertritt die Position, dass die jüdischen Schulen und insbesondere der Religionsunterricht im Grunde genommen sich selbst überlassen seien und für die heranwachsende Generation ein demoralisierendes Bild der Zerrissenheit liefern: „Aber eben aus diesem Grunde ist es Pflicht eines jeden Israeliten und insbesondere des jüdischen Lehrers und Erziehers, der ein warmes Herz für das Gedeihen seiner Jugend und das Emporblühen seiner Gemeinde im Busen trägt, sein Schärflein zur Beseitigung solcher Uebelstände beizutragen ... .“15 Wolffs Konzept entfaltete eine nachhaltige Wirkung auf die Lehrerschaft seiner Religion. Es gelang ihm, die pädagogische Elite des Bezirks in seinem Verein zu versammeln. Die regelmäßigen Konferenzen griffen relevante Themen der Zeit auf, wie ein Blick in die Protokolle zeigt. Gegenseitige Hospitationen und ein kollegiales Miteinander trugen zur Beliebtheit des Unternehmens bei.


Im Rahmen der Lehrerkonferenzen nahm die sechste Zusammenkunft eine besondere Rolle ein. Sie versammelte im Vorfeld der deutschen Revolution vom 4. bis zum 6. November 1847 bedeutende Vertreter der jüdischen Reformpädagogik in Petershagen.16 Die Konferenz führt uns das Wirken des Elementarlehrers Michael Badt vor Augen. Er stand mit der Gemeinde als erster seminaristisch ausgebildeter Lehrer unter Vertrag und hatte die Schulstelle nach der Einrichtung des Unterrichtslokals 1844 inne. Der Konferenzleiter Benjamin Wolff hebt im Synagogengottesdienst am 5. November 1847 hervor, dass sich gerade die jüdische Gemeinde Petershagen über einen Zeitraum von fast zwei Jahrzehnten um die Förderung von Schulen in vielen Gemeinden Westfalens verdient gemacht habe, da sie Schulamtsaspiranten, die das Lehrerseminar in Petershagen besuchten, in ihren Reihen beherbergte. Dem Autor ist es anhand der Prüfungsakten des Seminars gelungen, diesen Zusammenhang für insgesamt 17 Kandidaten in den Jahren 1842 bis 1876 zu belegen, auch aus den Reihen der bei uns ansässigen Familien.17


In Petershagen nahm die Zahl der deutschsprachigen jüdischen Aspiranten aus der Provinz Posen seit dem Jahr 1842 auffallend zu. Die Ursachen hierfür lagen in der ablehnenden Haltung der Seminarlehrer aus Bromberg und Posen, jüdische Bewerber in ihre Einrichtungen aufzunehmen. Seit dem 19. September 1848 regelte nun ein Erlass den Vorgang, und zwar übergangsweise, bis zur erfolgten Einrichtung jüdischer Schullehrerseminare.18 Seminardirektor Friedrich Vormbaum vertrat als Vermittler der Reformpädagogik Pestalozzis dessen liberalen Ansatz und nahm lange Zeit vor der Veröffentlichung des Erlasses – der früheste Beleg stammt aus dem Jahr 1842 – als einziger Seminardirektor in Preußen jüdische Bewerber auf. Der Aufnahme ging ein Besuch der Romberg‘schen Präparande in Petershagen voran. Vormbaum eröffnete den Bewerbern auch die Möglichkeit einer musikpraktischen Ausbildung, um das Orgelspiel für den Gebrauch in Reformsynagogen zu erlernen. Hiervon machte aber nur der Kandidat Bernhard Alsbach aus Werther Gebrauch und er zielte recht gute Prüfungsergebnisse.19 Er fand später eine Anstellung als Lehrer und Kantor in Unna. De facto bedeutete der Erlass, dass der jeweilige Seminardirektor über eine Aufnahme entschied, sobald ein Bewerber den Nachweis führen konnte, im Hinblick auf Verpflegung, Unterkunft, Lehrmittel und Kleidung versorgt zu sein. Die Gemeinde reagierte auf diese Situation, indem sie junge Lehramtsbewerber durch Kost und Logis sowie die nötigen finanziellen Zuwendungen unterstützte.


Die Zeit zwischen der Jahrhundertmitte und der Gründung des Kaiserreichs brachte einen beispiellosen Aufschwung über einen Zeitraum von zwei Jahrzehnten mit sich. Die prägende Gestalt der Petershäger Landjudenschaft war Raphael Lazarus. In seine Amtszeit fielen die Verabschiedung des Synagogenstatuts (1856) und der Synagogenordnung (1865), an denen er maßgeblich beteiligt gewesen war. Die Gründung eines israelitischen Frauen-Vereins (1856) entsprach seinem Anliegen, die Armenpflege in der Gemeinde voranzutreiben, ausdrücklich aber auch bedürftige Schulkinder mit Heften und Lehrbüchern zu versehen.20 Dieses Engagement trat im späteren Lebensweg erneut hervor.21 Die nachhaltige Wirkung dieses Lehrers zeigte sich nicht zuletzt anhand der stark ansteigenden Schülerzahlen in jener Epoche, besonders aber am Anteil auswärtiger Schulkinder. In der Reihe der Lehrer mit seminaristischer Ausbildung war Lazarus der erste Lehrer, der auf einen unbefristeten Kontrakt mit der Gemeinde zurückblicken konnte. Das Synagogenstatut hatte auf diese Weise zur Hebung des Berufsstandes beigetragen. Der Lehrer vertrat nun die Stelle eines Geistlichen, gelegentlich zum deutlichen Missfallen der Rabbiner.22 Der Arbeitsvertrag war unbefristet, offen für Pensionen und konnte nur durch die Regierung gekündigt werden. Ebenso hatte er das Recht, mit beratender Stimme bei Repräsentantenversammlungen anwesend zu sein, die über Angelegenheiten des Kultus verhandelten. Schwerer fiel ins Gewicht, dass allein dem Leh rer die Seelsorge, der Religionsunterricht, die Gottesdienstleitung und alle geistlichen Handlungen unterstellt worden waren.


Raphael Lazarus und Seelig Ruben äußerten sich von 1855 bis 1857 in der Allgemeinen Zeitung des Judentums in drei lesenswerten Briefen zu den Belangen ihres Berufes, ihren Aufgaben und Pflichten sowie dem Rollenverständnis in einer nicht immer spannungslosen Arbeitswelt. Von Interesse sind besonders diejenigen Passagen, in denen die beiden Details über das Leben als Jude in einem preußischen Lehrerseminar preisgeben. Das Bild ist ambivalent. Während sich einerseits die liberale Position des Direktors und dessen Interesse an der Ausbildung jüdischer Elementarlehrer bestätigen, tritt hinter der Maske des Erweckungstheologen Ludwig Krekeler ein Antisemit Stoecker'scher Prägung hervor. Krekeler war 1844 zum ersten hauptamtlichen Seminarlehrer berufen worden, nachdem die Regierung die Personalunion zwischen der Kirchengemeinde und dem Seminar aufgegeben hatte. Auch wenn Ruben hervorhebt, dass Krekeler „wenngleich ein lebendiger, wahrhaftiger Christ, doch niemals auch nur mit einer Sylbe die israelitischen Seminaristen zum Abfall zu bewegen [suchte und] zur strengsten Feier und Heilighaltung des Sabbaths“23 anhielt, so verbarg sich jedoch hinter der Fassade des toleranten Biedermannes ein grenzenloser Judenhass.


Der Beginn des deutschen Kaiserreiches ging mit einem Paradigmenwechsel in der Bildungspolitik einher. An die Stelle der geistlichen Schulaufsicht trat seit 1872 die staatliche. Gestattete der Erlass vom 19.09.1848 noch die übergangsweise Aufnahme von jüdischen Aspiranten in Petershagen, so nahmen nun nur noch jüdische Seminare Bewerber auf. Der Seminarstandort Petershagen entwickelte sich mit dem Neubau des Seminargebäudes 1885 zu einem Prestigeobjekt der Provinz, mit dem Ziel, dem um sich greifenden Lehrermangel Einhalt zu gebieten. Die administrative Hierarchie bot keinen Platz mehr für die pragmatischen Lösungen der Vormbaum-Ära. Der Kulturkampf und eine fortschreitende Säkularisierung rüttelten im Verbund mit dem Lehrermangel an den Fundamenten der Bekenntnisschulen, ganz gleich ob christlicher oder jüdischer Provenienz. Dies brachte für die hiesige jüdische Schule unru hige Zeiten mit sich. Nach dem Ausscheiden Lazarus' traten in der Zeit von 1873 bis zur Schulschließung 1916 insgesamt dreizehn Elementarlehrer ihren Dienst als Privatlehrer in Petershagen an. Sie alle besaßen staatliche Konzessionen und eine umfangreiche seminaristische Ausbildung, die sie an den jüdischen Seminaren in Berlin, Hannover oder Kassel erworben hatten. Dennoch war ihr Aufenthalt in Petershagen aus sehr unterschiedlichen Gründen nur von kurzer Dauer. Häufig lockten die Aussicht auf unbefristete Verträge und attraktive Arbeitsverhältnisse in Großstadtgemeinden, wie manche Lebensumstände zeigten.24 Das Kriterium der „Verweildauer“ eines Lehrers in der Gemeinde, das häufig zur Charakterisierung des jüdischen Schulwesens bemüht wird, ist letztlich ein ungeeignetes Untersuchungsmerkmal. Zwar spiegelt es den bildungspolitischen Stand der Epoche wider, sagt aber darüber hinaus nichts Spezifisches aus, da Vergleiche zu anderen Konfessionsschulen aufgrund fehlender Daten nur bedingt herangezogen werden können.


Die hiesige Gemeinde begegnete der Fluktuation mit dem Versuch, ihre Privatschule in eine öffentliche Elementarschule zu transformieren, scheiterte aber wiederholt. Aufgrund der Diskrepanz divergierender Gesetzesvorlagen richtete die Regierung zwar 1853 in Petershagen eine römisch-katholische Konfessionsschule ein, nicht aber ihr jüdisches Pendant, das weit höhere Schülerzahlen aufgewiesen hätte. Schließlich scheiterte auch das Unterfangen, die Schule in das weitaus geräumigere jüdische Miet- und Gemeindehaus in der Fährstraße Nr. 8 zu verlegen. Das wiederkehrende Hochwasser in diesem Altstadtbezirk vereitelte die Planungen. Die Gemeinde veräußerte daraufhin die Immobilie 1898 an die evangelische Kirchengemeinde, die hier nach Architekturzeichnungen Friedrich von Bodelschwinghs (dem Älteren) einen Erweiterungssaal für die erste Kinderschule in Petershagen einrichtete.


Im September 1916 beantragte die Synagogengemeinde die Beschulung ihrer schulpflichtigen Kinder in der katholischen Schule von Petershagen. Dieser Wunsch ergab sich aus dem Umstand, dass der Schulamtsbewerber Seligmann Hirschberg zum 1. Oktober 1916 gekündigt hatte und eine Wiederbesetzung der Stelle in Kriegszeiten nicht zu erwarten gewesen war. So beschritt die Gemeinde den gesetzlichen Weg und überwies ihre Kinder an eine öffentliche Elementarschule. Während sich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts keine Alternativen zum Besuch der evangelischen Stadtschule angeboten hatten, fiel die Wahl des Vorstands nun auf die katholische Elementarschule. Wir dürfen vermuten, dass die Situation der konfessionellen katholischen Minderheit und der gute Leumund ihres amtierenden Leiters Johannes Kleine ursächlich für diese Entscheidung gewesen waren. Da 1916 auch Kinder aus den Orten Windheim, Ovenstädt, Quetzen und Frille die jüdische Schule besuchten, erfolgte nun eine Unterbringung in den jeweiligen Volksschulen. Sie alle erhielten wöchentlich zwei Stunden Religionsunterricht durch den Prediger Lippmannssohn aus Minden.25


Die Synagogengemeinde Petershagen unternahm nach ihrem letzten Antrag am 17. Januar 1917 keine Anstrengungen mehr, die Elementarlehrerstelle neu zu besetzen und zog die Eingabe zurück. Säkulare Bildungspolitik, beständiger Lehrermangel und akuter Sanierungsbedarf führten mitten im Grauen des 1. Weltkrieges zum Versiegen des jüdischen Schulwesens und seiner Traditionen in unserer Stadt. Die Vernichtung der Gemeinde in der NS-Diktatur folgte.


Am 15. November 1938 ordnete das nationalsozialistische Regime für alle jüdischen Kinder den ausschließlichen Besuch jüdischer Schulen an. Dem Erlass war ein Antrag des hiesigen Volksschullehrers und Kreisschulungsleiters der NSDAP, Ludwig Bähre, vorangegangen. Dieser hatte bereits 1937 die Eingliederung jüdischer Schulkinder in einen abgesonderten Kreisschulverband gefordert. Am Ende dieser Entwicklung folgte die Schließung aller jüdischen Schulen bis zum 30. Juni 1942.26


Heute ist die Synagoge Petershagen mit ihrer ursprünglichen Verbindung aus Betsaal und Vorlokal das einzige Gebäude seiner Art im Bezirk der ehemaligen Regierung Minden, das die Zeit des Nationalsozialismus überdauert hat.





1 Die Einführung folgt meinem heimatkundlichen Vortrag „170 Jahre Israelitische Gemeindeschule Petershagen“ am 26.09.2014 im Alten Amtsgericht.


2 Vgl.: LAV NRW OWL M1 II B Nr. 3997. Bericht des Schulinspektors. 25.08.1845.


3 Vgl.: StAPet Nr. 197. Wider den israelitischen Vorsteher Joseph Meyer und den Cantor Emanuel Kroi. 09.06.1818.


4 Vgl.: LkA EKvW 4.99 Nr. 570. Brief der Regierung. 16.03.1825.


5 Vgl.: Amtsblatt der Regierung Minden. 30.03.1825. Publikandum, die verbesserte Einrichtung des israelitischen Elementar-Schulwesens betreffend.


6 Vgl.: GSta PK I. HA Rep. 76, III Sekt. 1 Abt. XIII a Nr. 1 h Bl. 16-94. Über die Zustände des jüdischen Cultus- und Schul-Wesens im Regierungsbezirk Minden. 17.02.1845.


7 Vgl.: Jehle 1998, Teil 3, S. 1225-1258.


8 Vgl.: LkA EKvW 4.99 Nr. 570. Visitationsprotokolle 1833-1835.


9 Vgl.: LkA EKvW Bielefeld 4.32 Nr. 200 Kleinkinderschule. 16.05.1898.


10 Vgl.: GSta PK I. HA Rep. 76, III Sekt. 1 Abt. XIII a Nr. 1 h Bl. 16-94. 7.02.1845.


11 Vgl.: Lubrich 1977, S. 31-35.


12 Vgl.: GSta PK I. HA Rep. 76, III Sekt. 1 Abt. XIII a Nr. 1 h Bl. 16-94. Über die Zustände des jüdischen Cultus- und Schul-Wesens im Regierungsbezirk Minden. 7.02.1845.


13 Vgl.: StAPet Nr. 204 Acta generalia. Bericht des Amtmannes. 16.06.1843.


14 Vgl. die Darstellung S. 64-105.


15 Vgl.: LAV NRW OWL M1 II B Nr. 3946. Statuten. 19.10.1845.


16 Vgl.: LAV NRW OWL M1 II B Nr. 3946. 04.11.1847.


17 Vgl.: S. 305-320.


18 Vgl.: GSta PK I. HA Rep. 76 Seminare, Nr. 12343. 28.09.1848.


19 Vgl.: S. 324-325.


20 Vgl.: Herzig 2012, S. 191.


21 Vgl.: Roden 1986, S. 177-181 und S. 190-192.


22 Vgl.: AZdJ 1848 Heft 49 27.11.1848.


23 Krekeler 1887, S. 473.


24 Vgl.: Anhang I, S. 291-304.


25 Vgl.: S. 261-270.


26 Vgl.: Rüter 1986, S. 137. StAPet Nr. 309 Jüdische Schulen.




01 Wider den israelitischen Vorsteher Joseph Meyer und den Cantor Emanuel Kroi


09.06.1818 | StAPet Nr. 197 Israelitische Angelegenheiten


Mit einem Paukenschlag geben uns die ersten Seiten der Akte Nr. 197 „Israelitische Angelegenheiten“ den Blick auf die innere Situation der jüdischen Gemeinde Petershagen in der Zeit nach dem Wiener Kongress frei. Auch bei uns spiegelt sich die Gründung der Provinz Westfalen in den Maßnahmen der preußischen Verwaltung wieder. Ein Streitfall, ein klassischer „Aufreger“, wie er sich im sozialen Miteinander zu ereignen pflegt, schaukelt sich empor, verschärft sich und findet nach dem Urteil der Obrigkeit Eingang in eine Verwaltungsakte, deren Titel allein auf eine spannungs- und konfliktreiche Zeit hindeutet.


Der Bielefelder Rabbiner Moses Friedheim27 richtet am 9. Juni 1818 einen Beschwerdebrief an den Bürgermeister28 von Petershagen und bittet darin um dessen Urteilsspruch hinsichtlich eines Konfliktes in der israelitischen Gemeinde. Friedheim empört sich über das Verhalten des Gemeindevorstehers Joseph Meyer und vermutet einen Vertrauensbruch von Seiten des Lehrers, Kantors und Schächters Emanuel Kroi. Er schildert, dass die Ränke eines Unbekannten zu einem Streit in der Synagoge geführt hätten. Der Übeltäter habe in der Frauensynagoge den Arm eines Kronleuchters abgetrennt und diesen auf den „Stand“ der Ehefrau des Berend Itzigson gelegt. Es sei wohl kein Zufall gewesen, dass es sich gerade bei diesem Kronleuchter um eine Stiftung der genannten Ehefrau „zur Verehrung des Gottes-Haus[es] in der Frauen Schule“ gehandelt habe. Der Störenfried habe zugleich auch den Schlüssel des „Stands“ von Itzigson entwendet, sodass dieser weder an seinen Gebetsmantel, noch an die Andachtsbücher gelangt haben konnte. Da der Vorfall als Provokation empfunden worden sei und zur Benachrichtigung des Bielefelder Rabbiners geführt habe, sei dieser nun dahingehend aktiv geworden, auch einen Bericht beim Synagogenvorsteher einzufordern. Schließlich habe Friedheim den Kantor angewiesen, eine von ihm verfasste Mahnung in der Synagoge zu verlesen. Vorsteher und Kantor seien dieser Aufforderung aber nicht nachgekommen, obwohl Kroi dem Rabbiner die Ausführung schriftlich bestätigt habe. Der Schwindel sei erst aufgeflogen, nachdem Itzigson dem Rabbiner das Schweigen bekannt gemacht habe. Friedheim habe sich nun seinerseits an Bürgermeister Goeker gewandt. Er fühle sich insbesondere vom Kantor hintergangen, da dieser das Schächteramt in gegenseitigem Einvernehmen mit ihm ausübe.


Die Bedeutung des Dokuments geht nun für eine Verhältnisbestimmung von „Schule“ und „Synagoge“ nicht mit den geschilderten Konfliktinhalten einher, auch wenn diese ein schönes Beispiel für die zeitgenössische Ämterstruktur im Judentum abgeben, sondern stellt sich aufgrund einer überraschenden Nebenbemerkung ein, der Bezeichnung „Frauen Schule“. Dieser Begriff kann hier nur als Synonym für einen in sich abgeschlossenen Gebäudeteil verstanden werden, der bereits im ersten Synagogenbau nach 1796 für eine Trennung der Geschlechter sorgte, und der neben Leuchter und verschließbaren Pulten die Frauenabteilung der Synagoge beherbergte. So hebt Linnemeier hervor: „Damals dürfte also der erste eigenständige Synagogenbau in Petershagen entstanden sein: Eine offenbar bescheidene und [...] relativ kurzlebige Baulichkeit in Fachwerk, die neben dem Hauptraum mit der traditionellen Inneneinrichtung (darunter verschließbare Pulte zur Aufbewahrung der Gebetbücher und -mäntel) auch über eine ‚Frauen-Schule‘, d.h. die übliche Frauenabteilung bzw. -empore, verfügte.“29 Herzig folgt dieser Analyse: „Die Frauensynagoge, die von dem eigentlichen Synagogenraum getrennt sein muss, war vermutlich schon in dem Vorgängerbau wie dann auch in dem 1845/46 neu errichteten Backsteinbau als Empore eingefügt.“30


Im Unterschied zu den zitierten Ansätzen geht der Autor nun von der Hypothese aus, dass die in der Quelle genannte „Frauen Schule“ keineswegs mit der im Synagogenbau von 1845/46 eingerichteten Frauen empore gleichzusetzen ist, sondern in der Gestalt des westlichen Synagogengebäudes deutlich darüber hinausgeht. Die eigentliche Frauenempore aber, die in den Archivalien des Stadtarchivs als „Frauen Loge“31 bezeichnet wird, bildet ihrerseits einen Teil der Frauensynagoge, beziehungsweise der „Frauen Schule“, ist aber nicht mit ihr identisch. Analog entspricht das westliche Synagogengebäude in seiner ursprünglichen Anlage dem Typus einer Frauensynagoge mit eingegliederter Mikwe, nicht aber dem eines Schulgebäudes im Sinne unseres heutigen Verständnisses. Dennoch kann es im jüdisch-deutschen Sprachgebrauch als Schule bezeichnet werden und bei Bedarf auch eine entsprechende Funktion übernehmen.


Wiederholt weist die Quelle auf sogenannte „Stands“32 hin, ausdrücklich auch in der Frauenschule, verschließbare Pulte oder Schränke, die für einzelne Gemeindemitglieder aufgestellt worden sind und der Unterbringung von Büchern, Kleidung und Ritualgegenständen dienen. Sie werden in Petershagen auch von den Frauen benutzt, denen der Zugang zum Betraum verwehrt bleibt. Eine Unterbringung der Stands auf der knapp zwei Meter in den Betsaal hineinragenden Empore ist bei einer Breite von sechseinhalb Metern eher unwahrscheinlich.


Die in diesem Sinn bestimmte „Frauen Schule“, in der sich außer dem Tauchbad auch der Aufgang zur Frauenempore befindet, hat vermutlich weitere, für den Mikwenbetrieb notwendige Räumlichkeiten angeboten. Ob die geforderte rituelle Vorreinigung vor dem Besuch der Mikwe in den Privathäusern geschehen ist, oder in der Badekammer, die zuvor von der Badefrau, der „Duckerin“, beheizt worden ist, die die Handtücher und das auf dem Badeofen erwärmte Wasser in Bottichen bereitgestellt hat, bevor sie die Besucher in das Tauchbad geleitet, muss der Fantasie des Lesers überlassen bleiben.33 Die ortsgeschichtliche Überlieferung schweigt zu allen Details des Mikwenbetriebs. Ein Blick in die Architekturgeschichte der Mikwenbauten in Mitteldeutschland verdeutlicht aber, dass sich Anlagen dieser Art im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts von einem selbstständigen Baukörper innerhalb des Judenviertels hin zu einem Bestandteil des Synagogenbaukomplexes entwickeln. Hannelore Künzl hat in einem Aufsatz herausgearbeitet, dass sich die Tendenz, die Mikwe in einen Synagogenbau einzubeziehen, nicht nur in Großbauten, sondern gerade auch im Zusammenhang kleinerer dörflicher Synagogen zeigt.34 Künzl sieht in dieser Entwicklung eine Vorwegnahme der für das 20. Jahrhundert typischen Gemeindezentren, die alle Funktionen in einem einzigen Baukomplex vereinigen. Die Handrisse des preußischen Urkatasters visualisieren den Befund.35


Am Ende des 18. Jahrhunderts entsteht die in ihrer Gesamtheit als „Judenschule“ bezeichnete und 1796 konzessierte erste Synagoge in Petershagen. Sie vereint Mikwe und Betraum, bzw. Frauenschule und Synagoge, bzw. Schule und Synagoge planerisch miteinander. Die Frauensynagoge, die sich seit dem Beginn aller Bautätigkeiten an dieser Stelle befindet, bildet das integrale Element des ersten Synagogenbaus und beherbergt die zum Besuch der Mikwe erforderliche Infrastruktur.36 Vermutlich wurde auch der Religionsunterricht, der in dieser Zeit nur wenigen Jungen zuteil wird, üblicherweise nicht in der „Frauen Schule“, sondern im Betsaal erteilt. Aus der Synagogenordnung (1868) der Gemeinde Altdorf (Ettenheim) geht hervor, dass überhaupt allen Kindern der Eintritt in die Frauensynagoge grundsätzlich nicht gestattet gewesen ist.37 Die Frage, ob die Synagoge in dieser Zeitepoche eine Kantoren- und Lehrerwohnung beherbergte, muss aufgrund fehlender Quellen offenbleiben. Nicht unerwähnt sei aber in diesem Zusammenhang meine Vermutung, dass im Zuge der Umbauten in den Jahren 1844 bis 1846 die Mikwe in ihrer Substanz unangetastet blieb und das Tauchbad fortbesteht. In dieser Zeit mehren sich anderenorts behördliche Vorschriften, die neuen hygienischen und baulichen Standards38 und auch den gestiegenen Komfortbedürfnissen beim Badebetrieb folgen: „Nachdem das ältere Synagogengebäude wegen akuter Einsturzgefahr 1842 geschlossen worden war, erfolgte dessen Abbruch. Es waren allerdings nur die aufgehenden Fachwerkwände vollständig entfernt worden.“39 So verweist die mehrfache Nennung einer „Badekammer“ im Jahr 1878 auf den Bestand der Mikwe zu eben jener Zeit.40


Petershagen, d[en] 12. Juni 1818.


An einen Wohllöblichen


Herrn Bürgermeister Jäger zu Petershagen


Wider den Israelitischen Vorsteher Joseph Meyer und den Cantor Emanuel Kroi daselbst sehe ich mich genöthigt, bey Euer Wohlgeboren folgende Beschwerde einreichen zu müssen. Unt[e]rm 16ten April d. J. beklagte sich der Israelitische Handelsmann Berend Itzigson daselbst bey mir, über eine Beleidigung[,] welche ihm in der Synagoge daselbst zugefügt wurde, worüber er sich äußerst beleidigt fühlte. Nämlich es hat Jemand von einem Kronenleüchter[,] [sic] welchen seine Frau erst vor einige[n] Jahre[n] neu zur Verehrung des Gottes-Haus[es] in der Frauen Schule gegeben, einen Arm zerbrochen, die Trümmer davon seiner Frau zu Ärger auf ihren Stand gelegt, ihm selbst zu Ärger den Schlüssel aus seinem Stande abgezogen und entwand[,] damit er die darinn befindlichen Bücher und Gebet[smäntel] sich nicht bedienen könnte, er bat mich, deshalb auch [dem] dortigen Vorsteher J. Meyer zu schreiben, [vielleicht] könnte er durch [N]achspüren den Thäter ausfindig machen und daß ich wenigstens eine [Vorkehrung] treffen möchte, wodurch man in die [F]olge der gleichen frevelhaften Beleidigungen in der Synagoge weniger ausgesezt seyn würde, da nun wirklich zu besorgen war, daß diese Sache noch [zu weiteren] Unruhen in der Synagoge [V]eranlaßung geben möchte, schrieb ich deshalb unt[e]rm 20ten April an den Vorsteher J[.] Meyer daselbst[,] ersuchte ihn mir seine Meinung über [dieses] Ereigniß mitzutheilen, um aber auch fernern Frevel einigermaßen vorzubeugen, fügte ich fürsorglich meinem Schreiben eine zur Warnung dienlichen Schilderung dergleichen niedrigen Handlungen bey, welche von dem Cantor in der Synagoge abgelesen werden sollte, wovon ich den Kläger benachrichtigte[.]


[A]llein mein Schreiben blieb vom Vorsteher unbeantwortet, unterm 26ten April machte mir [der] Kläger die Anzeige, daß auf [mein] Schreiben [hin] noch nicht das geringste erfolgt wäre, ich schrieb darauf an den Cantor [und] forderte ihn auf[,] mir umgehend die wahre Beschaffenheit dieses [Ereignisses] zu berichten, und ob er die von mir verordnete Bekanntmachung abgelesen habe? [W]orauf er mir unter anderm berichtete, daß er die Bekanntmachung laut meines Befehls abgelesen hatte; nun gelaubte ich, daß der Kläger dadurch beruhigt sey, und die Sache abgethan wäre, anstattdessen erhielte ich unterm 28ten May zu meinem größten [E]rstaunen abermals ein Schreiben vo[m] Kläger, worin er sich über [mein] [S]tillschweigen und über die Widersetzlichkeit des Vorstehers jene Bekanntmachung ablesen zu lassen auf das heftigste beklagte. Eines solches [B]enehmen von seiten des Vorsteher[s] sowohl als von seiten des Cantors gegen mich, ist ganz was [U]nerhörtes, hätte erstrer was gegen [meine] Verfügung einzuwenden ge habt, so wäre es seine Schuldigkeit gewesen, in seiner Antwort[,] um welche ich ihn ersucht habe, mir selbes anzuführen, eine solch aller Ordnung zuwiderlaufende [B]eunachtung meines Schreibens aber machte mirs unmöglich bey dem wichtigsten Ereigniß daselbst [...] an ihn schreiben zu können.


Der Cantor[,] der nur auf [meine] Erlaubniß [hin], das so gewissenhafte Schlachteramt versehen kann, welches ich ihm aber nun in Überzeugung von seiner Rechtschaffenheit, [im] Vertrauen auf [seine] Gottesfür[ch]tigkeit und Gewissenhaftigkeit ertheilen kann, welches [Z]utrauen aber kann ich nun zu der Gewissenhaftigkeit eines Mannes hegen? den ich in einer wichtigen Angelegenheit mir die Nachricht zu berichten aufforderte und der mich in seiner Beantwortung so gröblich und öffentlich belügt? und dadurch die Mißhelligkeiten zwischen [den] betreffenden Individuen als auch die Hemmung meiner fernern Verfügung veranlasst hat, da ich mich nun sehr dadurch beleidigt fühle, und nicht mein eigner Richter seyn kann, so will ich ganz ergebenst Ihren Richterlichen Spruch darüber abwarten.


Bielefeld den 9ten Juny 1818[,] der Rabbiner Friedheim


[Marginale] Nachdem der Vorsteher Meyer und Schullehrer Croi vernommen worden [sind], ist das aufgenommene Protocoll dem Rabbiner abschriftlich mithzuteilen.


02 Verzicht auf öffentliche Bekanntmachung


18.06.1818 | StAPet Nr. 197 Israelitische Angelegenheiten


Dieses Dokument schließt an die erste Quelle an und vervollständigt die Darstellung des zuvor geschilderten Konflikts: Die Beschuldigten äußern sich zu den Vorwürfen, die vom Rabbiner Friedheim gegen sie erhoben worden sind. Beide stellen heraus, auf die geforderte öffentliche Bekanntmachung des Mahnschreibens verzichtet zu haben, da eine weitere Verschärfung der Auseinandersetzung drohe. Sowohl der Gemeindevorsteher als auch der Kantor gestehen ein, den Rabbiner nicht über die Art ihres Vorgehens informiert zu haben. Beide verweisen jedoch darauf, dass das Anliegen des Geistlichen in privaten Gesprächen der Gemeinde sinngemäß bekannt gemacht worden sei.


Petershagen den 18. Juni 1818


der Israelitische Vorsteher p. Jonasson erschien auf geschehene Vorabladung im heutigen termino und trug auf die ihm bekannt gemachte Beschwerde des Rabbiner Hl. Friedheim zu Bielefeld folgendes vor:


Er gestehe ein, daß er die von dem Rabbiner Friedheim mittelst Schreiben vom 20[.] April erhaltene Bekanntmachung an sich behalten und nicht, wie vorgeschrieben worden, in der Synagoge habe öffentlich vorlesen lassen. Dieses war aber aus dem Grunde nicht geschehen, weil jene Bekan[n]tmachung seiner Meinung nach, von der Beschaffenheit sey, daß sie von jedem hiesigen israelitischen Einwohner als eine Beleidigung angesehen werden [könnte], weil es sich nicht wohl denken ließe, daß jemand unter ihnen vorhanden sey, der aus Bosheit das Verstümmeln des von Herr Itzigson der Synagoge geschenkten Kronleuchters verübt hätte, vielmehr es höchst wahrscheinlich sey, daß durch nicht gehöriges Einpassen das Zerbrechen des einen Arms derselbe veranlaßt worden [sei], weil jeder Arm mit einem besondern Zeichen versehen wäre, um in die dazu bestimmten Füße gestellt werden zu können, was vielleicht nicht gehörig beachtet sey, wodurch der Arm von selbst herunter gefallen und durch dieses Fallen zerbrochen seyn könne. Der zerbrochene Arm sey indeß durch seine Veranstaltung für 8 ggl. dergestalt wieder hergestellt worden, daß auch fast keine Spur von einer Verletzung davon noch bemerkt werden könne.


Das einzige Versehn[,] was ihm hier einigermaßen zur Last falle[,] wäre, daß er dem Herrn Rabbiner seine Bedenklichkeiten wegen der öffentlichen Bekanntmachung deßen Verfügung nicht gemeldet und das Schreiben unbeantwortet gelaßen habe, indeß glaube er nicht, dieserhalb straffällig seyn zu können und zwar um so weniger[,] da er dem Cantor aufgegeben habe, den Inhalt derselben privatim umgehend bekannt zu machen, was auch geschehen sey.


Ferner erschien der hiesige Israelitische Schullehrer und Cantor Emmanuel [!] Kroi und trug folgendes vor: Die von dem Rabbiner Herr Friedheim erlassene Bekanntmachung in hiesiger Synagoge wegen des von Hl. Itzigson geschenkten Kronleuchters und der daran entstandenen Verletzung habe er zwar erhalten, allein da [es] Herr Jonassohn als Vorsteher nicht für rathsam gehalten [habe,] solche in der öffentlichen Versammlung der Gemeinde zu publiciren, so habe er gegen dessen Willen nicht handeln können und [es] daher für hinlänglich geachtet, wenn solche [Bekanntmachung] auf andere Art zu jedermanns Wißenschaft gebracht würde, welches auch wirklich geschehen sey und von keinem hiesigen jüdischen Einwohner geleugnet werden würde.


Er glaube daher nicht darunter gehaftet zu haben, daß er die öffentliche Bekanntmachung der Verfügung des Herrn Rabbiners unterlassen habe und solche nur privatim bewerkstelligt habe[,] indem dadurch der nemliche Zweck erreicht worden sey[,] und könne er sich daher auch nicht für straffällig halten, indem er nach dem Willen des hiesigen Vorstehers hierunter handeln [habe] müßen, der solches also zu verantworten habe. Daß er indeß das vorhanden Verhältniß und daß die Bekanntmachung nicht öffentlich in der Synagoge geschehen, dem Hl. Rabbiner nicht ausdrücklich gemeldet [habe,] darunter habe er wohl gefehlt, dieses könne aber keinesweges für eine strafbare Handlung angesehen, noch weniger er für einen öffentlichen Lügener gehalten werden, da er, wie bereits bemerkt, die Bekanntmachung wirklich besorget habe.


Das Protocoll wurde hierauf vorgelesen genehmigt und von beiden Comparenten unterschreiben, mit dem Bemerken[,] dieses Protocoll dem Hl. Rabbiner mitzutheilen und deßen fernere Erklärung zu erfordern, ob er bey den vorgetragenen Umständen noch auf ihrer Bestrafung bestehe, welcher sie sich sodann unterwerfen werden.


Joseph Jonasson[,] Emmanuel [!]Kroi[,] in fide Goeker





27 Moses Friedheim (1757-1826) wird 1809 nach erfolgter Prüfung vor dem Konsistorium zum Oberrabbiner für die Landesteile Minden, Ravensberg und Hessen-Schaumburg mit Wohnsitz in Bielefeld ernannt. Sein Zuständigkeitsbereich im Königreich Westfalen schwankt je nach politischer Lage, bis ihm 1813 nur noch die Gemeinden Vlotho und Bielefeld obliegen. Zu Beginn der preußischen Zeit ist Friedheim der einzige Rabbiner in Westfalen. Er klagt später über die „grausame Verfolgung“ durch seinen Kollegen Sutro in Münster. Per Erlass erhält Friedheim 1815 die Verwaltung Mindens zurück, 1825 die provisorische Verwaltung des Paderborner Landes. Seine Funktion besteht – nach der Enquete vom 17.02.1845 – in der Überwachung der Synagogen und Schulen und in der Aufrechterhaltung der Religion mit allen ihren äußeren und inneren Vorschriften, ohne dass er jedoch mit den einzelnen Gemeindevorständen in näheren Amtsverhältnissen steht. Nach seinem Ableben 1826 wird kein neuer Rabbiner angestellt, da man ihn entbehren zu können glaubt. Seit dieser Zeit besitzen die Minden-Ravensbergischen Gemeinden keinen eigenen Rabbiner mehr. Dies gilt für das Fürstentum Minden bereits für die Zeit vor der französischen Herrschaft. Im Zweifel wendet man sich an auswärtige Rabbiner. Vgl.: Brocke 2004, S. 342; Jehle 1998, Bd. 3, S. 1235.


28 Das Schreiben ist wohl irrtümlich an den in der Quelle genannten Bürgermeister Jäger gerichtet. 1813 setzt eine Regierungskommission den Maire Goeker als Bürgermeister über den Bezirk Petershagen ein. Carl Franz Ludwig Goeker übt dieses Amt seit etwa 1808 aus. Der Bezirksverwaltungsbeamte, der sogenannte Amtmann, ist zugleich Bürgermeister von Petershagen. Vgl. Großmann 1936-1944, Bd. 4, S. 13-17.


29 Linnemeier 2000, S. 289.


30 Herzig 2012, S. 83.


31 Baumeister Römke projektiert im Rahmen des Synagogenneubaus die Fertigstellung der Treppe zur Frauenloge auf den 1.10.1845, die Frauenloge auf den 15.10. und die Galerie der Frauenloge auf den 01.06.1846. Vgl.: StAPet Nr. 202. 10.09.1845.


32 Eine Bezeichnung im 19. Jahrhundert für die vor den Sitzen der Männer angebrachten Pulte im Synagogenraum. Ein Beispiel findet sich bei Steinthal 1911, S. 4.


33 Vgl.: Heuberger 1992, S. 63-64, S. 78-79.


34 Vgl.: Heuberger 1992, S. 53 ff.


35 Vgl.: LAV NRW OWL D 73, Kat Minden III, Nr. 104.


36 Talmud (Megilla 27a) und Halacha (Igrot Mosche, Choschen Mischpat 1,42) heben hervor, dass der Bau einer Mikwe Vorrang vor der Errichtung einer Synagoge habe. Die Petershäger Bauten spiegeln diese Position wider. Vgl. Radbil 2016.


37 Vgl.: Synagogenordnung. Wikipedia. URL: https://de.wikipedia.org/wiki/Synagogenordnung, Aufruf: 30.12.2020.


38 Vgl.: Heuberger 1992, S. 53 ff.


39 Münz 2000, S. 300.


40 Vgl.: S. 237-250.




03 Nachweisung über das jüdische Schulwesen im Bezirke Petershagen


08.07.1824 | StAPet Nr.199 Das Jüdische Schulwesen


Am 8. Juli 1824 verfügt der Mindener Landrat Ernst von Korff die vollständige Erfassung des jüdischen Schulwesens in den Amtsbezirken des Landkreises Minden.41 Hierbei handelt es sich um eine frühe, wenn nicht sogar um die erste Enquete des jüdischen Schulwesens im preußi schen Bildungssystem.42 Die restaurativen Bestrebungen zielen darauf, die Schulpflicht der jüdischen Kinder, die die Königliche Regierung Minden erst im darauffolgenden Jahr am 30. März 1825 gesetzlich eingefordert hat, vorzubereiten. Die Nachweisungen erfolgen in jährlichem Abstand. Die Amtsbürgermeister werden aufgefordert, die erforderlichen Daten in sieben Rubriken festzuhalten, darunter die Zahl der jüdischen Familien im jeweiligen Amtsbezirk, die schulpflichtigen Kinder, das Vorhandensein jüdischer Schulen, die Präsenz der Lehrer sowie die Modalitäten des Schulbesuchs und des Zusammenlebens im christlichen Umfeld. Die Datenerfassung gestaltet sich in der Anfangszeit der Nachweise nicht homogen. Die behördlichen Korrespondenzen verzeichnen Nachfragen und Korrekturen, man verwechselt die Zahl der Familien mit der Anzahl der jüdischen Einwohner oder trägt letztere unter der Rubrik der schulpflichtigen Kinder ein. Die fehlerhaften Angaben beruhen wohl auf der Unkenntnis der Amtsinhaber und dem Bestreben, sich der lästigen Dienstanordnung schnell zu entledigen. Die landrätliche Behörde bleibt indes unnachgiebig.


Die „Nachweise über das jüdische Schulwesen“ im Amt Petershagen liegen im Stadtarchiv Petershagen unter StAPet Nr. 199 für die folgenden 37 Jahrgänge, zuzüglich dreier Doppelungen, vor: 1824-1829, 1832-1836, 1839-1856, 1858-1863 und 1867-1868. Man führt die Erhebungen im Amt Petershagen bis zum Jahr 1863 fort und stellt sie dann aufgrund der „Circular-Verfügung vom 8ten Februar 1861“, mit der ein dreijähriger Erhebungsturnus beginnt, ein. Der Lehrer Raphael Lazarus führt die Statistik in den letzten beiden Jahrgängen wohl auch aus eigenem Interesse weiter. Die Quellensammlung greift zunächst exemplarisch die erste Nachweisung aus dem Jahr 1824 auf. Ihr folgt auf zwei Farbtafeln eine Diagrammfolge, die die Tendenzen des jüdischen Schulwesens im Amt Petershagen aufzeigt. Sie bildet den Kern dieser Studie und fasst die Erhebungen der oben genannten Jahrgänge zusammen. Die Sammlung fügt unter dem Datum vom 29. Januar 1828 eine weitere Aufstellung über den Schulbesuch der jüdischen Kinder im Be zirk Petershagen bei. Diese enthält aufgrund einer landrätlichen Replik sowie den damit verbundenen Korrekturen einen Querschnitt durch die jüdische Bevölkerung in diesem Jahr. Alle archivalischen Datenbestände finden sich auch im Anhang wieder.


Die jüdischen Kinder besuchen seit der Durchsetzung der Schulpflicht im Jahr 1825 die christliche Bürgerschule und erhalten dort ihren Elementarunterricht. Bis zum Beginn der Bildungsreform gilt für sie das System der traditionellen jüdischen Erziehung. Da diese „Vaterpflicht war, unterrichteten rabbinisch Gebildete ihre Kinder selbst, Reiche hielten sich Hauslehrer. Für die arme Mehrheit gab es eine Art Grundschule, den Cheder. Jeder Cheder wurde von einem Lehrer, dem Melamed, geleitet [...]. Der kargen Bezahlung und der öffentlichen Mißachtung dieser Kinderlehrer entsprach die oft mäßige Qualität ihres Unterrichts. Die Kinder lernten im Cheder ziemlich unsystematisch Abschnitte der Tora im Original und in jiddischer Übersetzung sowie leichtere Talmud-Stellen kennen. Der Unterricht begann schon im Alter zwischen drei und fünf Jahren [...]. Nur die Jungen besuchten bis zur Bar Mizwa den Cheder, für die Mädchen gab es, entsprechend den häuslichen Verhältnissen, eine recht unterschiedliche Erziehung, die v. a. darauf abzielte, später einen rituell korrekten Haushalt führen zu können.“43 Häufig sind dem Melamed auch die kultischen Ämter anvertraut worden, sodass er über seine Lehrtätigkeit hinaus auch das gottesdienstliche Leben der Gemeinde prägt.


Im Hinblick auf den Regierungsbezirk Minden berichtet die folgende Passage vom 17. Februar 1845 über das Berufsbild: Es gibt in „Beziehung zu dem jüdischen Cultus stehende Personen [...] überhaupt weiter keine, als die Vorsänger und diese an solchen Orten nur, wo sich Synagogen befinden. Meist ist der jüdische Religions- und Elementar-Lehrer zugleich Cantor in einer Person. Er leitet den Gottesdienst, vollzieht Trauungen, nimmt Eide ab, besucht die Kranken, begleitet die Todten zur Ruhestätte, nimmt die Beschneidungen vor und führt das Duplikat der Geburts-, Trauungs- und Sterbe-Register, wird von der Gemeinde erwählt, auf 1 bis 5 jährige Kündigungsfrist angestellt, in der Regel von uns bestätigt, von den Mitgliedern des Synagogen-Vereins, nach Maaßgabe [sic] des mit ihm geschlossenen Uebereinkommens besoldet und nach Ablauf des Contracts, wenn nicht neue Wahl stattfindet, entlassen. Sofern der Vorsänger zugleich Lehrer ist, darf seine Entlassung als Lehrer nur mit unserer Genehmigung statt finden.“44 Das Gelingen der jüdischen Gemeindearbeit hängt also im Wesentlichen von der Verfügbarkeit eines qualifizierten und seminaristisch gebildeten Lehrers ab, der im Zentrum des Gemeindelebens steht. Er unterrichtet die Jungen in der hebräischen Sprache, leitet als Kantor den Gottesdienst, führt Kultusmaßnahmen durch und beherrscht die Techniken des rituellen Schlachtens.


Die Erteilung des Religionsunterrichts gehört in den Verantwortungsbereich der Gemeinde. Er kann im Anschluss an die preußischen Reformen von 1825 nur noch durch einen qualifizierten Lehrer, der der staatlichen Schulaufsicht unterliegt, erteilt werden. Ist es der Gemeinde Petershagen gelungen, einen konzessionierten Privatlehrer unter Vertrag zu nehmen, so erhalten die Kinder Religionsunterricht. Besitzt dieser Lehrer darüber hinaus auch eine seminaristische Ausbildung, so werden nach 1844 sowohl der Elementarunterricht als auch der Religionsunterricht in dem eigens dafür nach preußischem Vorbild eingerichteten Klassenzimmer durchgeführt. Phasen von zeitweiligem Lehrermangel haben zur Folge, dass der Elementarunterricht erneut in die Bürgerschule verlegt werden muss. Wenn die Quelle nun das Vorhandensein einer Schule im Jahr 1824 bejaht, so ist dies eine scheinbare Widersprüchlichkeit im Sinne sprachlicher Inhomogenitäten des Schulbegriffs, denn in den Folgejahren heißt es ausdrücklich: „Wo und bei wem diese Kinder den gewöhnlichen Elementar Unterricht empfangen: An der öffentlichen Bürgerschule zu Petershagen[.] Bemerkungen[:] 1, Eine jüdische Elementar[-] Schule und ein approbirter Lehrer [sind] nicht vorhanden. 2, Die Kinder genießen einen besonderen Unterricht in der Hebräischen Sprache durch den Lehrer Isaac Cohen.“45 Goeker ver wendet folglich 1824 die Bezeichnung „Schule“ als Synonym für den Begriff „Synagoge“, wie man ihn auf dem preußischen Feldhandriss von Petershagen als „Juden Schule“ wiederfinden kann,46 zumal unter Punkt 7 der im Anschluss zitierten Quelle das Vorhandensein von Privatlehrern, die „in den Häusern unterrichten“, ausdrücklich verneint wird. Unter der Bezeichnung „besonderer Unterricht“ fasst man im behördlichen Jargon sowohl den jüdischen Religionsunterricht als auch den Unterricht in der Hebräischen Sprache, der in den Nachweisungen gesondert aufgeführt wurde, zusammen.


Die Quellenlage lässt es erst ab 1828 zu, eindeutige Aussagen über den Ort des Religionsunterrichts zu treffen. Der korrespondierende „Nachweis“ führt zehn Schüler auf, die in der jüdischen Schule unterrichtet werden.47 In einem weiteren Schreiben an den Landrat vom 24. Dezember 1829 heisst es, dass acht Kinder in der jüdischen Schule vom Lehrer Cohn unterrichtet werden.48 Diese Situation, die in den Räumen des ersten Synagogenbaus den „besonderen Unterricht“ als jüdischen Religionsunterricht in Ergänzung zum Unterricht an den christlichen Schulen und als Parallele zum konfessionellen Unterricht stattfinden lässt, finden wir nachweisbar erst nach der Einführung der Schulpflicht für die jüdischen Kinder im Jahr 1825 vor. Eine Interpolation in die Richtung des 18. Jahrhunderts wird zu vergleichbaren Ergebnissen führen, obwohl wir über den Zustand des Religionsunterrichts bislang nur durch die in den Reformmaßnahmen gespiegelten Befunde Informationen beziehen können. Erst 1844 führen die Quellen ausdrücklich die institutionelle Neueinrichtung eines „Schul-Locals“, im Sinne unserer heutigen Vorstellung von einem Klassenzimmer, auf.49


Die in der Nachweisung genannte „freie Station“ verweist auf Kost und Logis durch die Kehillah, und, wenn auch nicht zwangsläufig, auf die spätere jüdische Schule als Wohnung des Lehrers Cohn. Gegen letztere sprechen aber meines Erachtens – neben den Gründen, die bereits in der Einleitung zu Quelle 1 aufgeführt worden sind – a) die mit dem Schlachteramt verbundenen gewerblichen Aufgaben50, die unter Punkt 4 der Nachweisung für das Jahr 1824 genannt werden, b) die spätestens seit 1830 erfolgte Betreuung eines epileptischen Privatschülers durch den Melamed Cohn, c) die Hinweise auf das Fehlen einer Schule in den bürgermeisterlichen Nachweisungen der Jahre 1825-1827, d) die fehlende Angabe einer Lehrerwohnung in der preußischen Enquete des Jahres 184551 sowie schließlich e) ein jüdisches „Gemeinde Haus“, Petershagen Nr. 99, später Fährstraße 8, das aufgrund seiner gehöftartigen Anlage bereits in dieser Zeit als Lehrerwohnung und Unterkunft des Schächters gedient haben mag.52


Es sei ergänzend bemerkt, dass die spätere Bezeichung „Jüdische Schule“ für den westlich angrenzenden Gebäudeteil eigentlich unpassend ist, da sie nur eine der vielfältigen Funktionen dieses Gebäudeteils hervorhebt und man zu Beginn des 19. Jahrhunderts den heute oft diffamierend gebrauchten Begriff der „Judenschule“ auf das gesamte Gebäude angewandt hat. Eine ähnliche Anmerkung lässt sich auch für den unlängst in Mode gekommenen Begriff „Synagogenensemble“ treffen. Er ist in dem ausgeführten Sinn nicht nur eine Tautologie, sondern auch sachlich falsch, da ein Ensemble als Bauwerkgruppe deutlich über eine Zweiteilung hinausgeht.





	
Pro 1824





	Nachweisung über das jüdische Schulwesen im Bezirke Petershagen 1824





	Petershagen, den 11. Mai 1824, der Bürgermeister Goeker





	1.

	Namen aller Ortschaften des Bezirkes wo Juden Familien ansässig sind.

	Petershagen und Ovenstedt. In Oven stedt befinden sich durchaus keine schul fähigen Kinder, es wohnen daselbst nur 2 Familien.





	2.

	Zahl der in jedem Orte wohnenden schulfähigen Judenkinder zwischen 5 und 14 Jahren mit Unterscheidung des Geschlechts.

	männlich: 3.


weiblich: 2.





	3.

	Ob eine jüdische Schule an dem Orte vorhanden?

	Ja.





	4.

	Casu quo, Namen des Lehrers, und Angabe wann und von wem er geprüft und angestellt worden? ob er auf Con- trakt und Kündigung steht oder eine feste Anstellung genießt? wie hoch und aus welchem Fonds er besoldet wird? Ob und welche Nebengeschäfte er verrichtet?

	Isaac Unna Cohen ist ohne Prüfung engagiert und steht auf Contract und Kündigung, 60 rth Salaer und freier Station. Die Kosten werden nach Vermögensverhältnissen der hiesigen Juden aufgebracht. Vorsänger in der Synagoge und kauscher Schlachter, sonst wird von demselben kein Nebengewerbe betrieben.





	5.

	Casu quo non, in welche Schule die schulfähigen Juden Kinder des Orts geschickt werden, und ob in eine Jüdi- sche oder Christliche?

	Die Kinder werden in die Jüdische Schule geschickt und jüdisch unterrichtet. Einige werden zum Nähen und Backen in eine deutsche privat Schule gesandt.





	6.

	Falls in dem Orte Juden Kinder die Christliche Schule besuchen, wie sich das Verhältniß zwischen Ihnen und dem christlichen Lehrer sowohl, als zwischen ihnen u[nd] den christlichen Mitschülern bisher gestaltet hat?

	Von den fähigen Kindern wird keine öffentlich christliche Schule besucht.





	7.

	Ob Jüdische in den Häusern unterrichtende Privat Lehrer am Orte befind- lich und welche?

	Nein.
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